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Unsere Kanzlei ist in den letzten Jahren stetig gewachsen. Neun Rechtsanwälte
mit sechs Fachanwaltstiteln im Verwaltungsrecht, Vergaberecht, Bau- und
Architektenrecht, Arbeitsrecht sowie Miet- und WEG-Recht vertreten die
rechtlichen Interessen unserer Mandanten. Um Ihnen unsere Mitarbeiter und
unsere Tätigkeitsbereiche näher vorzustellen, haben wir unseren Internetauftritt
unter www.schmuck-daeumichen.de vollständig neu gestaltet. Wir freuen uns
auf Ihren Besuch.

Zur letzten Änderung des § 23 Abs. 5 des Straßengesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt veranstalten wir am 14.04.2026 einen Online-Workshop. Frau
Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen und Herr Rechtsanwalt Michael Raden
werden die sich aus der Gesetzesänderung ergebende Gebührenerhebungs-
pflicht für die Mitbenutzung der öffentlichen Anlagen durch die
Straßenbaulastträger besprechen.

Mit dieser Mandanteninformation erhalten Sie wieder eine Einladung des
Instituts für Verwaltung und Verwaltungsrecht in den neuen Bundesländern e.V.
(IVVB e.V.). Herr Prof. Dr. Thomas Lenk, ehem. Direktor des Instituts für
Öffentliche Finanzen und Public Management sowie ehem. Inhaber des
Lehrstuhls für Finanzwissenschaft an der Universität Leipzig, wird am 21.04.2026
seinen Vortrag über „Wege zu stabil(er)en Kommunalfinanzen: Ansätze,
(Neben-)Wirkungen und Realisierungschancen“ halten. Der Vortrag beginnt 
18 Uhr und findet in der Juristenfakultät der Universität Leipzig, Burgstraße 21,
Raum 5.30, statt. Wir freuen uns, Sie zu der Veranstaltung begrüßen zu dürfen.
Der IVVB e.V. hat ebenfalls eine neue Homepage. Diese finden Sie unter:
https://www.jura.uni-leipzig.de/professur-prof-dr-eichenhofer/ivvb-ev. 

In unserer heutigen Mandanteninformation finden Sie wieder interessante
Entscheidungen aus den von uns bearbeiteten Rechtsgebieten, insbesondere aus
dem Kommunal-, Vergabe-, Bau- und Mietrecht.

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre, frohe Ostern und einen
angenehmen Frühling.

Ihre 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte 
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Sehr geehrte Damen und Herren,

wir beobachten aktuell eine deutliche
Zunahme sog. „Man-in-the-Middle“-Angriffe
im geschäftlichen Zahlungsverkehr, die
sowohl Auftragnehmer als auch Auf-
traggeber betreffen. 

Im typischen Fall übersendet der
Auftragnehmer eine Rechnung per E-Mail an
seinen Auftraggeber. Auf dem Über-
mittlungsweg wird die E-Mail bzw. der
Anhang durch Angreifer manipuliert, ins-
besondere wird die darin enthaltene
Bankverbindung geändert. Die Rechnung
geht beim Auftraggeber äußerlich un-
verändert ein, weshalb er zahlt – allerdings
auf das falsche Konto. Das Geld erreicht den
Auftraggeber nicht.

Im Zentrum steht die Frage, ob der
Zahlungspflichtige durch diese Zahlung von
seiner Leistungspflicht frei wird oder ob er
erneut zahlen muss. Grundsätzlich gilt: Eine
Zahlung an den Falschen wirkt nicht
erfüllend. Das bedeutet, dass der Zahlungs-
pflichtige im Regelfall noch einmal zahlen
muss - selbst dann, wenn er gutgläubig war.
Im Einzelfall wird es aber darauf ankommen,
in wessen Organisations- und Verant-
wortungsbereich die Ursache der Manipu-
lation liegt. Liegt diese im Bereich des
Versenders der Rechnung, wird ihm das
Risiko zugerechnet, sodass der Zahlungs-
pflichtige ausnahmsweise nicht erneut an
den Zahlungsempfänger leisten muss oder
im Fall einer Weiterleitung der Rechnung, z.B.
über einen Architekten, gegenüber diesem
ein Schadensersatzanspruch besteht.

Da im heutigen Geschäftsverkehr die
Manipulation von E-Mail-Kommunikation
zum bekannten Risiko gehört, rückt die IT-
Sicherheit des Rechnungsversenders/
Zahlungsempfängers in den Fokus der
Risikozuordnung. Fehlende oder unzu-
reichende Schutzmaßnahmen können dazu 

führen, dass die Manipulation diesem
zugerechnet wird – mit der Folge, dass der
Zahlungsanspruch verloren geht. Anderer-
seits sind die (öffentlichen) Auftraggeber
verpflichtet, wirksame Kontrollmechanismen
vorzuhalten. Änderungen von Bank-
verbindungen sollten nicht allein auf
Grundlage einer E-Mail erfolgen, sondern
über einen zweiten Kommunikationsweg
verifiziert und intern (z. B. im Vier-Augen-
Prinzip) freigegeben werden. Andernfalls
kann das Risiko der Fehlüberweisung in
ihrem Verantwortungsbereich verbleiben.

Diese Grundsätze hat der BGH mit Urteil vom
08.10.2025 (Az. IV ZR 161/24) bestätigt. In
dem zugrunde liegenden Fall wurde ein
bereits abgestimmter Vergleichstext auf dem
Postweg abgefangen und manipuliert, indem
die enthaltene Bankverbindung ausge-
tauscht wurde. Der Zahlungspflichtige
überwies auf das falsche Konto; der
Zahlungsempfänger erhielt kein Geld und
verlangte erneut Zahlung. Der BGH stellte
klar: Eine Zahlung wirkt grundsätzlich nur
dann erfüllend, wenn sie beim richtigen
Zahlungsempfänger eingeht. Etwas anderes
gilt nur ausnahmsweise, wenn die Ursache
der Fehlleitung im Verantwortungsbereich
der Zahlungsempfängers liegt. Diese
Maßstäbe sind auf die E-Mail-Kommunikation
übertragbar – mit der Folge, dass IT-
Sicherheitsstandards zunehmend entschei-
dend werden.

Für Unternehmer bedeutet die:
als Zahlungsempfänger: Ihr Anspruch
bleibt grundsätzlich bestehen – jedoch
nur, solange die Ursache der Mani-
pulation nicht in ihrem Verantwortungs-
bereich liegt.
als Zahlungspflichtiger: Sie tragen
grundsätzlich das Risiko der Fehlüber-
weisung und müssen im Zweifel ein
zweites Mal zahlen. Die maßgebliche
Weichenstellung erfolgt über die
Risikosphäre. 

Betrug im Zahlungsverkehr – Wer trägt die
Verantwortung bei Zahlungen auf ein falsches Konto?
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Für Auftraggeber bedeutet dies:
Sie tragen grundsätzlich das Risiko der
Fehlüberweisung und müssen im Zweifel
ein zweites Mal zahlen. 
Eine Entlastung kommt nur in Betracht,
wenn die Ursache der Manipulation dem
Auftragnehmer zuzurechnen ist. Gerade
für öffentliche Auftraggeber ergeben sich
daraus zudem erhöhte Anforderungen an
interne Kontrollsysteme und
Compliance-Strukturen.
Seit dem 09.10.2025 führen Banken bei
Überweisungen einen sog. IBAN-
Namensabgleich durch. Stimmen die
Angaben nicht überein, erhalten Sie
einen entsprechenden Warnhinweis.
Über solche Warnmeldungen sollten Sie
sich nicht leichtfertig hinwegsetzen.
Erfolgt die Überweisung trotz Ab-
weichung, spricht dies regelmäßig dafür,
dass das Risiko der Fehlüberweisung in
Ihrem Verantwortungsbereich verbleibt.

Nele Harpke-Gläser
Rechtsanwältin
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Das Oberverwaltungsgericht für das Land
Nordrhein-Westfalen hat in seinem
Beschluss vom 24.06.2025 – 7 B 412/25 zu
einer Nutzungsuntersagung entschieden und
die Beschwerde des Grundstückseigen-
tümers hiergegen zurückgewiesen.

Die Bauaufsichtsbehörde hatte dem Antrag-
steller die Nutzung mehrerer Unterstände
für Rinder untersagt und die Entfernung der
Tiere angeordnet und bei Zuwiderhandlung
ein Zwangsgeld angedroht. Hiergegen klagte
der Grundstückseigentümer und stellte
einen Eilantrag beim Verwaltungsgericht
Arnsberg. Der Eilantrag wurde abgelehnt und
die hiergegen gerichtete Beschwerde zurück-
gewiesen. 

Der Einwand des Antragstellers, er beabsich-
tige Bauanträge für die Unterstände zu
stellen und diese seien in Vorbereitung,
führe nicht zu einer Außervollzugsetzung der
Nutzungsuntersagung. Eine auf die formelle
Illegalität gegründete Nutzungsuntersagung
stelle sich grundsätzlich selbst dann als
verhältnismäßig dar, wenn das Vorhaben
genehmigungsfähig ist. Das gelte auch für
den Fall, dass ein entsprechender Bauantrag
unverzüglich nach Kenntnis der Genehmi-
gungspflichtigkeit des Vorhabens gestellt
worden ist. Etwas anders kann ausnahms-
weise gelten, wenn dieser nach Auffassung
der Baugenehmigungsbehörde offensicht-
lich genehmigungsfähig ist und der Erteilung
der Baugenehmigung auch sonst keine
Hindernisse entgegenstehen. Hier fehle es
aber bereits an den Bauanträgen.

Die Nutzungsuntersagung sei auch nicht im
Hinblick auf das geltend gemachte wirt-
schaftliche Interesse des Antragstellers
unverhältnismäßig. Der Antragsteller führte
aus, ein Verkauf der sich in den Unter-
ständen befindlichen Tiere komme nicht in
Betracht, da jede Verringerung des Tierbe-
standes die gesamte Existenz des landwirt-

schaftlichen Betriebes erheblich bedrohen
würde. Die wegfallende Nutzung der Unter-
stände würde zu einer erheblichen Gefähr-
dung der wirtschaftlichen Grundlage seines
Betriebes und ggf. zur Insolvenz desselben
führen. Mit dieser Behauptung hat er nach
Auffassung des OVG Münster nicht
hinreichend substantiiert dargelegt, dass
auch eine nur vorübergehende Einstellung
der in Rede stehenden Betriebstätigkeit über
kurz oder lang zur Insolvenz führen könnte.
Es fehle jegliche Darlegung und Substan-
tiierung der im Falle der Umsetzung der
Nutzungsuntersagung zu erwartenden Ver-
luste, seiner aktuellen Vermögens- und
Einkommenssituation und der zu erwarten-
den Verschlechterung seiner wirtschaft-
lichen Verhältnisse.

Für die sofortige Vollziehung der Nutzungs-
untersagung genüge auch bereits die
formelle Illegalität einer Nutzung. Wegen der
Ordnungsfunktion des Bauaufsichtsrechts
bestünde ein erhebliches öffentliches
Interesse an der sofortigen Verhinderung
dieser Nutzung. Anderenfalls würde der
rechtstreue Bürger gegenüber dem rechts-
widrig Handelnden in bedenklicher, das
Rechtsbewusstsein der Allgemeinheit er-
schütternden Weise bevorzugt.

Dr. Sebastian Schmuck
Rechtsanwalt

Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht

OVG Münster: Nutzungsuntersagung bei formeller
Illegalität
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Das Verwaltungsgericht Leipzig hat in einem
von uns geführten Verfahren im vorläufigen
Rechtsschutz zugunsten unserer Mandant-
schaft die Anforderungen an die Ermittlung
der „mehr als 20 Nachbarn“ im Sinne von 
§ 70 Abs. 3 S. 3 SächsBO klargestellt und
geht aufgrund der Fehler bei der Ermittlung
der Anzahl der Nachbarn im Verwaltungsver-
fahren nicht davon aus, dass ein Wider-
spruch auch nach Ablauf der (vermeintlich in
Gang gesetzten) Widerspruchsfrist verfristet
ist.

Hintergrund ist die Regelung in § 70 Abs. 3 S.
3 SächsBO, wonach „bei mehr als 20
Nachbarn“ die Zustellung einer Baugeneh-
migung durch öffentliche Bekanntmachung
ersetzt werden kann. Die öffentliche
Bekanntmachung setzt die Rechtsbehelfs-
fristen in Gang. Diese Regelung wurde einem
unserer Mandanten zum Verhängnis, da er
von der öffentlichen Bekanntmachung (und
damit der ihn belastenden Baugenehmigung)
erst ca. 3 Jahre nach Ablauf der Wider-
spruchsfrist erfahren hatte. Die Bau-
ordnungsbehörde hielt den nach ca. 3
Jahren eingelegten Widerspruch für
offensichtlich unzulässig, da er deutlich nach
Ablauf der (vermeintlich abgelaufenen)
Widerspruchsfrist eingelegt worden war.

Das Verwaltungsgericht ging indes nicht
davon aus, dass der Widerspruch offensicht-
lich verfristet war – ob die Widerspruchsfrist
für unseren Mandanten überhaupt in Gang
gesetzt worden war, sei aufgrund von Fehlern
in der öffentlichen Bekanntmachung frag-
lich. 

Die Bauordnungsbehörde zählte etwa jeden
einzelnen Sondereigentümer einer Tief-
garagengemeinschaft als einzelnen Nach-
barn, obwohl die Tiefgarage auf der
Oberfläche und die Beeinträchtigung der
Tiefgaragenplätze nicht zu erkennen ist.
Richtigerweise müsse die Tiefgaragen-
gemeinschaft dann als ein Nachbar, nicht als 

eine Vielzahl von Nachbarn gewertet werden
– dies jedenfalls solange, wie durch das
Bauvorhaben keine konkrete Beeinträch-
tigung des konkreten Sondereigentums (also
des konkreten Stellplatzes) im Raum steht.
Gleiches gilt für Wohnungseigentums-
gemeinschaften. Erbengemeinschaften seien
zudem im Grundsatz ebenso zunächst als ein
Nachbar anzusetzen, da einzelne Miterben
regelmäßig nicht allein zur Geltendmachung
von Einwendungen gegen eine Baugenehmi-
gung befugt seien.

An diesem aufgestellten Maßstab richtete
das Verwaltungsgerichts seine weitere
Prüfung aus und ging im (vorläufigen)
Ergebnis davon aus, dass, statt wie von der
Bauordnungsbehörde angenommen über 60
Nachbarn, nur noch weniger als 20 übrig
blieben. Damit waren die Tatbestands-
voraussetzungen von § 70 Abs. 3 S. 3
SächsBO schon nicht erfüllt, sodass sich die
öffentliche Bekanntmachung als rechts-
widrig erwies. Damit war der Weg zu einer
inhaltlichen Prüfung, also der Prüfung der
Begründetheit unseres Widerspruchs, frei.

Ob die Entscheidung des Verwaltungs-
gerichts Bestand haben wird, ist offen – die
Entscheidung ist nicht bestandskräftig. 

Torsten Geißler
Rechtsanwalt

VG Leipzig zur Anforderung an „20 Nachbarn“ im
Sinne von § 70 Abs. 3 S. 3 SächsBO
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Am 30.10.2025 ist das Gesetz zur
Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur
Wohnraumsicherung, allgemein bekannt als
„Bauturbo-Gesetz“, in Kraft getreten. Damit
sollen Wohnbauvorhaben ohne ein Bebau-
ungsplanverfahren zugelassen werden
können. Allerdings sind damit von den
Gemeinden vermehrt Umweltbelange zu
prüfen. Die drei wesentlichen Änderungen
betreffen folgende Vorschriften:

§ 31 Abs. 3 BauGB: Danach kann mit
Zustimmung der Gemeinde im Einzelfall oder
in mehreren vergleichbaren Fällen von den
Festsetzungen des Bebauungsplans zuguns-
ten des Wohnungsbaus befreit werden, wenn
die Befreiung auch unter Würdigung
nachbarlicher Interessen mit den
öffentlichen Belangen vereinbar ist. Diese
Befreiung ist mit öffentlichen Belangen
insbesondere dann nicht vereinbar, wenn sie
aufgrund einer überschlägigen Prüfung
voraussichtlich zusätzliche erhebliche
Umweltauswirkungen hat.

§ 34 Abs. 3b BauGB: Bei Innenbereichslagen
kann mit Zustimmung der Gemeinde im
Einzelfall oder in mehreren vergleichbaren
Fällen vom Erfordernis des Einfügens in die
nähere Umgebung abgewichen werden,
wenn das Vorhaben der Errichtung eines
Wohngebäudes dient und auch unter
Würdigung nachbarlicher Interessen mit den
öffentlichen Belangen vereinbar ist.

§ 246e BauGB enthält eine bis 31.12.2030
befristete Sonderregelung für den Woh-
nungsbau. Danach kann mit Zustimmung der
Gemeinde von den Vorschriften des BauGB
oder den aufgrund dieses Gesetzes erlas-
senen Vorschriften abgewichen werden,
wenn die Abweichung unter Würdigung
nachbarlicher Interessen mit den öffent-
lichen Belangen vereinbar ist und einem
Wohnbauvorhaben dient. Auch bei dieser
Regelung sind die Umweltauswirkungen
überschlägig zu prüfen. Weitere Einschrän-

kungen gibt es bei Außenbereichslagen.

Obwohl die Neuregelungen noch nicht lange
in Kraft sind, hat sich bereits der VGH
Mannheim in seinem Urteil vom 06.11.2025 –
5 S 695/24 hiermit befasst. Das Gericht stellt
für § 31 Abs. 3 BauGB klar, dass die Befreiung
zwingend eine Zustimmung der Gemeinde
voraussetzt und zwar auch dann, wenn die
Gemeinde selbst Baurechtsbehörde ist, 
§ 36a Abs. 1 BauGB. Danach erteilt die
Gemeinde die Zustimmung, wenn das
Vorhaben mit ihren Vorstellungen von der
städtebaulichen Entwicklung und Ordnung
vereinbar ist. Sie kann ihre Zustimmung
unter der Bedingung erteilen, dass der
Vorhabenträger sich verpflichtet, bestimmte
städtebauliche Anforderungen einzuhalten.
Die Zustimmung der Gemeinde gilt als erteilt,
wenn sie nicht binnen drei Monaten nach
Eingang des Ersuchens der Genehmigungs-
behörde verweigert wird. Auch wenn es im
Streitfall nicht entscheidend darauf ankam,
wies der Senat darauf hin, dass die
Zustimmung wohl kein Geschäft der
laufenden Verwaltung sei und daher ein
Beschluss des Gemeinderats erforderlich sei.
Das gleiche gelte für die Regelung in § 246e
BauGB, da auch insoweit die Vorschrift des 
§ 36a Abs. 1 BauGB gelte, § 246e Abs. 2
BauGB. Auch dieses Zustimmungserfordernis
diene der Wahrung der kommunalen
Planungshoheit.

Dr. Sebastian Schmuck
Rechtsanwalt

Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht

„Wohnungsbau-Turbo“: Befreiungen und
Abweichungen nur mit Zustimmung der Gemeinde
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In einem von uns vertretenen Kommunal-
verfassungsstreit hat das Sächsische
Oberverwaltungsgericht mit Beschluss vom
11.03.2026 – 4 B 39/26 grundsätzliche
Fragen zur „Hoheit über die Tagesordnung“
einer Gemeinderatssitzung beantwortet.

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt
zugrunde: Ein Unternehmen wollte ein
kommunales Grundstück kaufen und
unterbreitete der Gemeinde ein befristetes
Kaufangebot. Eine Fraktion des Gemeinde-
rats stellte daraufhin im November 2025
einen Antrag nach § 36 Abs. 5 SächsGemO,
diesen Verhandlungsgegenstand spätestens
auf die Tagesordnung der übernächsten
Sitzung des Gemeinderates zu nehmen. Dem
kam der Bürgermeister zunächst nach und
setzte den Gegenstand auf die Tagesordnung
der Dezembersitzung. Eine inhaltliche
Befassung erfolgte nicht, weil der Bürger-
meister den Verhandlungsgegenstand zu
Beginn der Sitzung wieder von der Tages-
ordnungspunkt nahm. Nachdem die Ein-
ladung für die Februarsitzung das Kauf-
angebot nicht enthielt, stellte die Fraktion
einen gerichtlichen Eilantrag zur Aufnahme
auf die Tagesordnung.

Das Verwaltungsgericht Dresden hatte den
Antrag abgelehnt. Auf die hiergegen
erhobene Beschwerde verpflichtete das
Oberverwaltungsgericht den Bürgermeister,
den Tagesordnungspunkt auf die folgende
Märzsitzung des Gemeinderats zu nehmen.

Der Antragstellerin stehe ein Anspruch
gegen den Bürgermeister aus § 36 Abs. 5
SächsGemO auf Aufnahme des Ver-
handlungsgegenstands auf die Tagesordnung
der nächsten Gemeinderatssitzung zu.
Dieser Anspruch sei durch die Aufnahme des
Gegenstands auf die Tages-ordnung der
Dezembersitzung nicht erfüllt, da sich der
Gemeinderat in dieser Sitzung nicht mit
diesem Gegenstand befasst habe. Zwar folge
aus § 36 Abs. 5 SächsGemO kein Recht

auf einen Beschluss in der Sache. Vielmehr
könne der Gemeinderat den Tagesordnungs-
punkt geschäftsordnungsmäßig erledigen.
Ein solcher Fall liege hier aber nicht vor, weil
der Bürgermeister den Verhandlungsgegen-
stand nach Beginn der Sitzung selbst von der
Tagesordnung nahm. Eine Änderung der
Tagesordnung sei dem Bürgermeister aber
nur bis zum Sitzungsbeginn möglich, wobei
nur die Streichung einzelner Tagesordnungs-
punkte oder die Änderung der Reihenfolge
ihrer Behandlung zulässig sei. Mit Beginn der
Gemeinderatssitzung könne der Bürger-
meister einen Tagesordnungspunkt hingegen
nicht mehr absetzen, weil in diesem
Zeitpunkt die Herrschaft über die Tages-
ordnung auf den Gemeinderat übergehe. Die
unzulässige Absetzung eines zunächst auf
die Tagesordnung genommenen Verhand-
lungsgegenstands durch den Bürgermeister
stehe der unzulässigen Verweigerung der
Aufnahme eines Verhandlungsgegenstands
auf die Tagesordnung gleich.

Dr. Sebastian Schmuck
Rechtsanwalt

Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht

Sächsisches Oberverwaltungsgericht zur Hoheit 
über die Tagessordnung
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In seiner Entscheidung vom 30.09.2020 (Az.
4 A 204/18) befasste sich das Schleswig-
Holsteinische Verwaltungsgericht mit der
prozessualen Frage, in welcher Form
Schadensersatzansprüche aus einem
öffentlich-rechtlichen Kanalbenutzungsver-
hältnis geltend zu machen sind. Das Gericht
stellte fest, dass für die Forderung von
Schadensersatz – im entschiedenen Fall
wegen der Verstopfung eines Kanals durch
Beton – nicht der Erlass eines Leistungs-
bescheides (Verwaltungsakt), sondern die
Erhebung einer allgemeinen Leistungsklage
der rechtlich zutreffende Weg ist.

Die Kammer begründet dies primär mit dem
rechtsstaatlichen Vorbehalt des Gesetzes
gemäß Art. 20 Abs. 3 GG. Da ein
Verwaltungsakt ein einseitiger hoheitlicher
Eingriff ist, der unmittelbar einen voll-
streckbaren Titel schafft, bedarf er einer
ausdrücklichen gesetzlichen Ermächtigungs-
grundlage. Eine solche Ermächtigung zur
einseitigen Festsetzung von Schadensersatz-
ansprüchen findet sich nach Feststellung
des Gerichts jedoch weder in den
einschlägigen kommunalrechtlichen Vor-
schriften noch in der Abwassersatzung
selbst. Das Gericht führt aus, dass satzungs-
rechtliche Haftungsklauseln, die den Grund-
stückseigentümer für Schäden infolge
vorschriftswidriger Benutzung verantwort-
lich machen, lediglich materielle Haftungs-
normen darstellen. Sie enthalten jedoch
keine verfahrensrechtliche Befugnis für den
Entsorgungsträger, diese Haftung hoheitlich
per Bescheid zu titulieren.

Weiterhin stützt das Gericht seine
Entscheidung auf die Rechtsnatur des
öffentlich-rechtlichen Kanalbenutzungsver-
hältnisses. Dieses wird als vertragsähnliches
Sonderverhältnis qualifiziert, in dem sich der
Entsorgungsträger und der Anschluss-
nehmer hinsichtlich der Abwicklung von 

Leistungsstörungen und Schadensersatz-
forderungen rechtlich auf einer Ebene der
Gleichordnung gegenüberstehen. Mangels
einer gesetzlichen Befugnis zur einseitigen
Hoheitsentscheidung über Schadensersatz-
forderungen fehlt es an dem für einen
Verwaltungsakt erforderlichen Über- und
Unterordnungsverhältnis. Entsprechend der
ständigen Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts können Ansprüche aus
einem solchen Verhältnis daher nicht im
Wege des Verwaltungszwangsverfahrens
beigetrieben, sondern müssen im Klagewege
tituliert werden.

Für eine erfolgreiche Klageführung sind
dabei folgende Voraussetzungen substan-
tiiert darzulegen: Zunächst muss zum
Zeitpunkt des Schadensereignisses ein
wirksames Kanalbenutzungsverhältnis be-
standen haben, welches bereits mit der
Entstehung des Anschluss- und Benutzungs-
rechts begründet wird. Es ist unerheblich, ob
zum Zeitpunkt des Schadens bereits
tatsächlich Abwasser eingeleitet wurde;
allein die durch die Satzung begründete
Berechtigung zum Anschluss löst die
Schutzpflichten des Eigentümers aus.

Weiterhin ist eine objektive Pflichtverletzung
nachzuweisen, etwa durch den satzungs-
widrigen Eintrag von Fremdstoffen wie
Beton, was oft durch eine Kamera-
untersuchung oder den Beweis des ersten
Anscheins (Eintrag von der Hausleitung
ausgehend) belegt werden kann. In Bezug auf
das Verschulden ist zu beachten, dass sich
der Eigentümer das Fehlverhalten beauf-
tragter Dritter (z. B. Baufirmen) als
Erfüllungsgehilfen gemäß § 278 BGB analog
zurechnen lassen muss. Eine Exkulpation für
fremde Fehler ist im Kanalbenutzungs-
verhältnis ausgeschlossen. Abschließend
muss der Schaden kausal auf die Pflicht-
verletzung zurückzuführen sein, wobei 

Schadensersatzansprüche aus dem öffentlich-rechtlichen
Kanalbenutzungsverhältnis: 

Leistungsklage statt Verwaltungsakt
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der Entsorgungsträger für die Höhe der
Instandsetzungskosten beweispflichtig
bleibt. Ein Abzug „Neu für Alt“ kommt
regelmäßig nicht in Betracht, wenn die
Teilsanierung die Gesamtnutzungsdauer des
Kanalsystems nicht messbar verlängert. Timo Klann

Rechtsanwalt
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Die Ausgangssituation:
Die Klimaerwärmung führt dazu, dass immer
mehr Wohnungseigentümer ihre Wohn-
situation durch den Einbau von Klima-
anlagen verbessern wollen. Da die
erforderlichen Wanddurchbrüche – und bei
einem Split-Klimagerät das Aufstellen eines
Teils der Anlage außerhalb der Wohnung –
bauliche Veränderungen darstellen, bedarf
es hierzu einer Beschlussfassung der GdWE
nach § 20 Abs. 3 WEG. Die Überprüfung
derartiger Beschlüsse hat Anfang des Jahres
2025 in kurzer Folge zu drei Entscheidungen
des BGH geführt (V ZR 86/24; V ZR 105/24
und V ZR 128/24).

Das Urteil vom 28. März 2025, V ZR 105/24:
Die GdWE hatte den Eigentümern einer
Penthouse Wohnung im 8. OG der Wohn-
anlage den Einbau eines Split-Klimagerätes
genehmigt und im Beschluss Festlegungen
zur Aufstellung des Außengerätes auf
Dämpfungssockeln getroffen. Ein Wohnungs-
eigentümer aus dem 4. OG erhob
Anfechtungsklage und berief sich auf
befürchtete negative Auswirkungen durch
den späteren Gebrauch.

Der BGH hat, wie auch die Vorinstanzen, die
Anfechtungsklage abgewiesen. Er hat hierzu
ausgeführt, dass bei der Beurteilung der
unbilligen Benachteiligung eines Woh-
nungseigentümers grundsätzlich nur die
unmittelbar mit der baulichen Veränderung
verbundenen Auswirkungen zu berück-
sichtigen sind (z. B. Verschattung,
Einschränkung Sichtfeld) . Dagegen können
die befürchteten Auswirkungen des späteren
Gebrauchs bei der Entscheidung nicht
berücksichtigt werden, sofern nicht ver-
bindlich feststeht, dass der spätere
Gebrauch zwangsläufig mit einer unbilligen
Benachteiligung für einen oder mehrere
Wohnungseigentümer verbunden ist. 

Dr. Peter Höfler
Rechtsanwalt

Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht
Fachanwalt für Bank- und Kapitalmarktrecht

Die Klimaanlage in der Gemeinschaft der
Wohnungseigentümer (GdWE)

Zugleich wies der BGH jedoch darauf hin,
dass der bestandskräftige Gestattungs-
beschluss zur Installation der Klimaanlage
spätere Einwendungen und ein späteres
Vorgehen gegen deren Betrieb nicht
ausschließt, wenn hieraus Beeinträch-
tigungen für Miteigentümer resultieren.

Damit hat der Erfolg der bauwilligen
Miteigentümer allerdings einen „negativen
Beigeschmack“, denn das Risiko der
tatsächlichen Nutzbarkeit bzw. von Ein-
schränkungen der Nutzbarkeit wird in die
Zukunft verlagert. In Abhängigkeit vom Maß
der Beeinträchtigung könnte beispielsweise
der Betrieb in den Nachtstunden untersagt
werden. Derartiges sollte man nach Möglich-
keit vermeiden und bereits vor der
Beschlussfassung Klarheit haben, welche
Auswirkungen die bauliche Veränderung mit
sich bringt – hier also, welche Schall-
immissionen in welchem Abstand zur Anlage
wahrnehmbar sein werden.
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Mit Hinweisbeschluss vom 9.2.2026 – 13 S
67/25 - teilt das Landgericht Stuttgart mit,
dass die Berufung der Klägerin gegen das
Urteil des Amtsgerichts Esslingen vom 28.
November 2025 -8 C 1379/24- offensichtlich
keine Aussicht auf Erfolg hat, da in der
unterlassenen Offenbarung einer etwaigen
bei Abschluss des Mietvertrags bereits
bestehenden Verkaufsabsicht keine vor-
vertragliche Pflichtverletzung liege.

Sachverhalt
Die Klägerin mietete eine Wohnung der
Beklagten unbefristet an. Die Beklagten
versuchten bereits vor der Vermietung die
Wohnung zu verkaufen bzw. boten diese
verschiedenen Kaufinteressenten an. Hier-
über informierten sie die Klägerin nicht.
Während des laufenden Mietverhältnisses
veräußerten die Beklagten schließlich die
Wohnung. Die Erwerber kündigten das
Mietverhältnis später wegen Eigenbedarfs.
Die Klägerin fordert von den Beklagten nach
ihrem Auszug Schadensersatz aufgrund einer
Aufklärungspflichtverletzung. Das AG hat die
Klage abgewiesen. Hiergegen wenden sich
die Klägerin mit ihrer Berufung.

Das LG Stuttgart teilt mit Hinweisbeschluss
mit, dass die Berufung der Klägerin offen-
sichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat.

Rechtliche Würdigung
Der Klägerin stehe kein Anspruch auf
Schadensersatz nach §§ 535, 280 Abs. 1 BGB
bzw. §§ 311 Abs. 2, 241 Abs. 2 BGB aufgrund
vorvertraglicher Pflichtverletzung zu. Dabei
könne dahinstehen, ob die Beklagten bereits
bei Abschluss des streitgegenständlichen
Mietvertrags eine Veräußerung der Wohnung
beabsichtigten oder nicht, da selbst bei
Unterstellung einer solchen Verkaufsabsicht
kein Anspruch der Klägerin bestünde.

Anja Pauli
Rechtsanwältin

Keine Offenbarungspflicht des Vermieters über bestehende Verkaufsabsicht
des Mietobjektes bei Abschluss eines unbefristeten Mietvertrags 
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In der unterlassenen Offenbarung einer
etwaigen bei Abschluss des Mietvertrags
bereits bestehenden Verkaufsabsicht liege
keine Pflichtverletzung. Ein Vermieter sei
allerdings nicht verpflichtet, vor Abschluss
eines unbefristeten Mietvertrags unauf-
gefordert Ermittlungen über einen mög-
lichen künftigen Eigenbedarf anzustellen
(sog. Bedarfsvorschau). Er müsse den Mieter
auch nicht ungefragt über konkrete
Anhaltspunkte für einen künftigen Eintritt
eines Eigenbedarfs unterrichten.  Anders
verhielte es sich nur, wenn der Vermieter
anlässlich des Vertragsabschlusses von sich
aus oder auf Fragen des Mieters vorsätzlich
unrichtige Angaben über den Stand ihm
bekannter, für die Beurteilung einer
Eigenbedarfssituation maßgebender Tat-
sachen gemacht habe.

Eine Verkaufsabsicht des Vermieters zum
Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses stelle
lediglich einen bloßen Anhaltspunkt für
einen nur möglichen künftigen Eintritt eines
Eigenbedarfs dar. In einem solchen Stadium
lasse sich nicht absehen, ob und wann es
überhaupt zu einem Verkauf komme und ob
der Erwerb gegebenenfalls mit einer
beabsichtigten Eigennutzung verbunden sein
werde. 

Mangels Pflichtverletzung komme auch ein
Anspruch aus § 826 BGB nicht in Betracht.



BGH, Urteil vom 14.11.2025 – V ZR 190/24

Der Fall:
Ein Wohnungseigentümer verweigerte die
Zahlung des laufenden Hausgeldes. Seine
Begründung: Die Verwaltung habe trotz
mehrfacher Aufforderung keine ordnungs-
gemäße Jahresabrechnung vorgelegt. Er
berief sich auf ein Zurückbehaltungsrecht –
und behielt das Hausgeld schlicht ein. Ob
das zulässig ist, hatte der BGH zu
entscheiden.

Der BGH stellte klar: Ein Wohnungs-
eigentümer kann die laufenden Hausgeld-
zahlungen nicht mit dem Hinweis auf
fehlende Jahresabrechnungen oder andere
Gegenansprüche einbehalten. Das gilt selbst
dann, wenn der Gegenanspruch bereits
anerkannt oder rechtskräftig festgestellt ist.
Das Hausgeld dient der Liquidität der
Gemeinschaft und muss pünktlich fließen –
unabhängig davon, ob der Eigentümer mit
der Verwaltung im Streit liegt. Wer zahlt und
gleichzeitig Ansprüche gegen die
Gemeinschaft hat, muss diese separat
geltend machen, etwa durch Klage oder
Aufrechnung im Prozess.

Was bedeutet das für die Praxis?
Für Verwalter und Eigentümergemein-
schaften ist dieses Urteil eine wichtige
Stärkung: Säumige Eigentümer können sich
nicht länger hinter vermeintlichen Gegen-
ansprüchen verstecken, um das Hausgeld
zurückzuhalten. Die Gemeinschaft kann
konsequent mahnen und klagen.

Für einzelne Eigentümer bedeutet das: Wer
mit der Abrechnungsqualität oder dem
Verhalten der Verwaltung unzufrieden ist,
muss dennoch  zahlen – und seine Ansprü-
che auf dem Rechtsweg durchsetzen. Ein
eigenmächtiges Einbehalten des Hausgeldes
ist keine zulässige Druckmittel.

Annett Geuß
Rechtsanwältin

Fachanwältin für Miet- und WEG-Recht
Fachanwältin für Arbeitsrecht

Kein Zurückbehaltungsrecht beim Hausgeld
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Das Bundesverwaltungsgericht hat im Urteil
vom 17.12.2025 – BVerwG 10 C 5.24
entschieden, dass ein Bieter nach
Beendigung eines Vergabeverfahrens einen
Anspruch nach dem Informationsfreiheits-
gesetz (IFG) auf Zugang zur behördlichen
Bewertung des von ihm selbst abgegebenen
Angebots hat.

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt
zugrunde: Ein Unternehmen beteiligte sich
an einer Ausschreibung eines öffentlichen
Auftraggebers im offenen Verfahren. Sein
Angebot erhielt nicht den Zuschlag. Obwohl
es ein Nachprüfungsverfahren nicht ein-
leitete, verlangte das Unternehmen vom
öffentlichen Auftraggeber die Offenlegung
der begründeten Bewertung seiner Ange-
bote. Für die Durchsetzung dieses Anspruchs
zog das Unternehmen bis vor das Bundes-
verwaltungsgericht.

Nach Auffassung des Bundesverwaltungs-
gerichts besteht ein entsprechender An-
spruch, der sich aus dem IFG ergibt. Es gibt
keine vergaberechtlichen Vorschriften zu
abgeschlossenen Vergabeverfahren, die dem
IFG vorgehen. Insbesondere steht § 5 Abs. 2
S. 2 der Vergabeordnung, wonach Angebote
auch nach Abschluss des Vergabeverfahrens
vertraulich zu behandeln sind, der Mitteilung
der Gründe der behördlichen Wertung nicht
entgegen. Diese Norm bezweckt aus-
schließlich den Schutz Dritter, die sich am
Vergabeverfahren beteiligt haben. Der Bieter
wollte dagegen nur wissen, wie der
öffentliche Auftraggeber sein eigenes
Angebot bewertet hat. 

Das Bundesverwaltungsgericht sah durch
die Informationserteilung auch keine wett-
bewerbswidrige Begünstigung des Bieters.
Das Gericht betonte, dass ein entsprechend
beantragter Informationszugang auch
konkurrierenden Bietern zu gewähren ist.

Dr. Nadine Däumichen
Rechtsanwältin

Fachanwältin für Verwaltungsrecht
Fachanwältin für Vergaberecht

BVerwG zum Informationszugang
 nach Abschluss eines Vergabeverfahrens
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